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1. Kapitel

Einleitung: Gegenstand und Aufbau der Untersuchung

A. Die Bedeutung des polizeilichen Schutzes  
subjektiver Rechte� und Rechtsgüter in der Praxis  –  

zwei Beispiele

(1) Im Oktober 2018 besetzten Umweltaktivisten im Zuge der Proteste 
gegen die Rodung des Hambacher Forsts mehrere leerstehende Häuser in der 
Ortschaft Kerpen-Manheim, die unmittelbar an den Hambacher Forst und 
den Tagebau Hambach angrenzt. Kerpen-Manheim liegt im genehmigten 
Abbaugebiet des Tagebaus und soll deswegen vollständig abgerissen werden. 
Der Energiekonzern, in dessen Eigentum die besetzten Häuser standen, ging 
zunächst auf dem ordentlichen Rechtsweg gegen die Hausbesetzung vor. 
Nachdem das Landgericht (LG) Köln den Erlass einer einstweiligen Räu­
mungsverfügung wegen der unbekannten Identität der Umweltaktivisten 
abgelehnt hatte,1 stellte das Bergbauunternehmen Strafanzeige wegen Haus­
friedensbruchs gegen Unbekannt. Daraufhin räumte die Polizei des Landes 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen eines mehrtägigen Einsatzes unter erhebli­
chem Personalaufwand die besetzten Häuser und leitete gegen die Besetzer 
Strafverfahren wegen Hausfriedensbruchs ein.2

(2) Ebenfalls im Oktober 2018 ereignete sich am Kölner Hauptbahnhof 
eine Geiselnahme. Nachdem der Geiselnehmer zunächst einen sog. Molo­
towcocktail in einem Schnellrestaurant im Hauptbahnhof entzündet hatte, 
flüchtete er in eine gegenüberliegende Bahnhofsapotheke und brachte dort 
eine Mitarbeiterin der Apotheke in seine Gewalt. Er überschüttete seine Gei­
sel mit Brandbeschleuniger und befestigte mit Klebeband mehrere Gaskartu­
schen an ihrem Körper. Zum Schutz der Geisel verschaffte sich eine Einheit 
der GSG 93 Zutritt zum Hauptbahnhof und konnte den Geiselnehmer durch 

1  LG Köln, Beschl. v. 22.10.2018 – 5 O 410/18 –, juris-Rn. 14 f.
2  https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-10/verwaltungsgericht-aachen- 

hambacher-forst-raeumung-besetztes-haus-polizei, Die Zeit, Artikel vom 26.10.2018 
(zuletzt abgerufen am 02.06.2022).

3  Bei der GSG 9 (= Grenzschutzgruppe 9) handelt es sich um eine Spezialeinheit 
der Bundespolizei, siehe Rachor/Roggan, in: Lisken/Denninger, C Rn. 70.
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den Gebrauch von Schusswaffen kampfunfähig machen. Die Geisel wurde 
gerettet.4

B. Gegenstand der Untersuchung

Beiden eingangs dargestellten Beispielen ist gemeinsam, dass die Polizei 
jeweils präventiv auf der Grundlage des Polizeigesetzes Nordrhein-West­
falens5 zum Schutz subjektiver Rechte und Rechtsgüter tätig geworden ist. 
Während im ersten Beispiel der Schutz des Eigentums des Energiekonzerns 
an den Häusern bzw. die Durchsetzung des Hausrechts Zweck des Polizeiein­
satzes war, handelte die Polizei im zweiten Beispiel zum Schutz des Lebens 
bzw. der körperlichen Unversehrtheit der in der Gewalt des Geiselnehmers 
befindlichen Person. Wer sich an dieser Stelle vor Augen führt, dass beide 
Einsätze nahezu zeitgleich in einer Entfernung von nur rund 35 km zueinan­
der stattgefunden haben, dem wird deutlich, dass der Schutz subjektiver 
Rechte und Rechtsgüter zweifellos zum Alltag präventiv-polizeilicher Tätig­
keit gezählt werden muss.

Der polizeiliche Schutz subjektiver Rechte und Rechtsgüter, durch den der 
Staat den ihn treffenden grundrechtlichen Schutzpflichten nachkommt, muss 
dabei von vornherein im Spannungsverhältnis zum rechtsstaatlichen Prinzip 
der Gewaltenteilung stehen. Denn grundsätzlich obliegt der Schutz subjekti­
ver Rechte und Rechtsgüter allein den ordentlichen Gerichten. Diese muss 
der Bürger anrufen, wenn  – wie in den beiden Beispielsfällen  – durch das 
Handeln anderer Bürger seine subjektiven Rechte und Rechtsgüter verletzt 
bzw. gefährdet werden. Dass dieses Spannungsverhältnis zwischen polizei­
lichem und gerichtlichem Schutz immer noch nicht hinreichend geklärt er­
scheint und eine Reihe rechtlicher Fragen aufwirft, wird auch anhand der 
beiden Beispielsfälle deutlich.

4  https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-10/koeln-hauptbahnhof-
anschlag-geiselnahme-ermittlung, Die Zeit, Artikel vom 16.10.2018 (zuletzt abgeru­
fen am 02.06.2022).

5  Obgleich die Gefahrenabwehr für den Bereich der Bahnanlagen gemäß § 1 
Abs. 2 und 5, § 3 Abs. 1 BPolG in den Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei fällt, 
findet der polizeiliche Zugriff seine Rechtsgrundlage in dem Polizeigesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Denn die gefahrenabwehrrechtliche Zuständigkeit der Bundes­
polizei ist gemäß § 1 Abs. 7  BPolG auch für den Bereich der Bahnanlagen auf die 
Abwehr sog. eisenbahnspezifischer Gefahren beschränkt, während es für die – hier in 
Rede stehende  – allgemeine Gefahrenabwehr bei der Zuständigkeit der jeweiligen 
Landespolizei verbleibt, hierzu Graulich, in: Schenke/Graulich/Ruthig, BPolG, § 1 
Rn. 23 f. Die polizeilichen Befugnisse richten sich hierbei auch dann nach dem jewei­
ligen Landesrecht, wenn die Bundespolizei – wie vorliegend der Fall – im Wege der 
Amtshilfe für die Landespolizei tätig wird, siehe § 65 Abs. 1 BPolG sowie § 9 Abs. 3 
POG NRW.
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Bei dem Beispiel der Räumung der besetzten Häuser drängt sich etwa die 
Frage auf, ob das Land Nordrhein-Westfalen tatsächlich auf Kosten des Steu­
erzahlers für den Energiekonzern „in die Bresche springen“ durfte, nachdem 
dieser vor dem ordentlichen Gericht mit seinem Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Räumungsverfügung gescheitert war. Dies gilt umso mehr, als 
jeder Vermieter, der zeit- und kostenaufwendig gegen einen wirksam gekün­
digten Mieter prozessieren muss, gewiss froh wäre, wenn er die Räumung 
der Mietwohnung ebenfalls unbürokratisch und kostenlos durch einen Anruf 
bei der örtlichen Polizeibehörde erledigen könnte. Im zweiten Beispiel hin­
gegen scheint außer Frage zu stehen, dass die Polizei zur Rettung der in der 
Gewalt des Geiselnehmers befindlichen Person berechtigt war. So eindeutig 
dieser Befund auf den ersten Blick auch scheinen mag, umso schwieriger 
fällt die Begründung dieser differenzierten Bewertung. Lässt sich eine diver­
gierende Behandlung der beiden Konstellationen damit rechtfertigen, dass 
die im Beispiel der Geiselnahme bedrohten Rechtsgüter des Lebens und der 
körperlichen Unversehrtheit zweifellos gegenüber dem bei einer Hausbeset­
zung gefährdeten Eigentum bzw. Hausrecht als höherwertig einzustufen 
sind? Spielt es eine Rolle, dass der bei einer Hausbesetzung regelmäßig 
einschlägige Straftatbestand des Hausfriedensbruchs als absolutes Antragsde­
likt (§ 123 Abs. 2  StGB) sowie als Privatklagedelikt (§ 374 Abs. 1 Nr. 1 
StPO) ausgestaltet ist? Oder verbietet sich eine unterschiedliche Behandlung 
der beiden Beispielsfälle schon deshalb, weil die Polizei jeweils neben dem 
Schutz subjektiver Rechte und Rechtsgüter zugleich auch zur Verhütung von 
Straftaten tätig geworden ist und somit schlichtweg eine ihr originär zuge­
wiesene Aufgabe erfüllt hat? 

Angesichts der erheblichen praktischen Bedeutung des polizeilichen 
Schutzes subjektiver Rechte und Rechtsgüter und der Vielzahl der sich auf­
drängenden rechtlichen Fragen muss verwundern, dass die in Rede stehende 
Thematik wissenschaftlich bisher kaum6 Beachtung gefunden hat. Mit der 
vorliegenden Arbeit soll der Versuch unternommen werden, diesem missli­
chen Umstand abzuhelfen.

C. Gang der Untersuchung

Einleitend sind im ersten Kapitel zunächst einige terminologische Klarstel­
lungen vorzunehmen und es gilt zu klären, welche Rechtspositionen genau 
unter das Begriffspaar subjektive Rechte und Rechtsgüter zu subsumieren 
sind. Weiterhin soll in diesem Zusammenhang auf Einzelfragen hinsichtlich 

6  Bereits an dieser Stelle soll auf die Untersuchung von Kowalzik, Der Schutz von 
privaten und individuellen Rechten im allgemeinen Polizeirecht, 1987, hingewiesen 
werden.


